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Mitgliedschaft des Kreises Wesel im Regionalverband Ruhrgebiet
I.
Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss nimmt Kenntnis.
II.
Sachverhalt und Stellungnahme:

1. Stand der Diskussion

Der Kreistag des Kreises Wesel hat in seiner Sitzung am 20. September 2007 beschlossen:

„Der Kreistag wird spätestens in der Sommersitzung 2008 über einen möglichen Austritt aus dem RVR in Abwägung aller relevanten Aspekte entscheiden.

Die erforderliche Finanz- und Vermögensauseinandersetzung (§ 3 Abs. 4 RVRG), die belastbares Zahlenmaterial sowie Klarheit über Finanzen und Vermögen bedingt, soll von der Verwaltung vorbereitet, unter Hinzuziehung eines unabhängigen Sachverständigen geführt und von einer Arbeitsgruppe des Kreistages (Landrat, je ein Vertreter der Fraktionen und VWG) begleitet werden, die auch den Sachverständigen einvernehmlich bestimmen soll.

Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden werden über das Ergebnis zeitnah informiert“.

(Als „unabhängiger Sachverständiger“ wurde das Wirtschafts- und Steuerberatungsbüro  Ache und Partner aus Neukirchen-Vluyn beauftragt.)

Bereits mit Beschlüssen vom 27.03.2003 und 10.07.2003 hatte der Kreistag mehrheitlich deutlich gemacht, dass der Kreis Wesel sich als Teil des Niederrheins sieht und einem Regionalverband Ruhrgebiet nicht angehören will.

Der Beschluss vom 20.09.2007 wurde einstimmig gefasst. Vorhergegangen war eine intensive Diskussion über die Beteiligung der kreisangehörigen Kommunen. Mitglied im RVR sind die Kreise und kreisfreien Städte, nicht die kreisangehörigen Kommunen. Der Kreis ist also hier als „kommunaler Partner“ für seine Mitgliedskörperschaften tätig.

Vor diesem Hintergrund haben die Hauptverwaltungsbeamten und teilweise die Räte eine Beteiligung der Kommunen an dem Verfahren zur Finanz- und Vermögensauseinandersetzung gefordert, um die Interessen des kreisangehörigen Raumes ausreichend wahren zu können. 

Auch in anderen Regionen wird nach Presseberichten ein Austritt aus dem Regionalverband erwogen. So wird zum Beispiel von der Stadt Dortmund die weitere Mitgliedschaft in Frage gestellt. Ein Austrittsbeschluss der Stadt Dortmund könnte gleiche Überlegungen in Recklinghausen und weiteren Gebietskörperschaften nach sich ziehen.

Ob die Ankündigung aus Dortmund einen realen inhaltlichen Hintergrund hat, oder eher politisch-strategischen Erwägungen zuzurechnen ist, läßt sich derzeit nicht ermitteln.

2. Rechtliche Situation

Die Beendigung der Mitgliedschaft im RVR ist in § 3 des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr, Neufassung vom 3. Februar 2004, geregelt. Dort heißt es:

(1) Die Mitgliedschaft im Verband kann durch Vereinbarung oder durch Kündigungserklärung einer Mitgliedskörperschaft beendet werden. Die Vereinbarung oder Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung des Innenministeriums.

(2) Die Vereinbarung über den Austritt ist jederzeit auf der Grundlage eines Beschlusses der Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung zum Ende der laufenden oder zum Ende einer späteren Wahlperiode möglich.

(3) Die Kündigung ist erstmals mit einer Frist von einem Jahr zum 20. Oktober 2009, danach innerhalb des ersten Jahres einer Wahlperiode mit Wirkung zum Ende der darauf folgenden Wahlperiode möglich. Über die Kündigung beschließt für die Mitgliedskörperschaft deren Vertretung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglieder. Die Kündigung wird mit Zugang der schriftlichen Erklärung der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten der Mitgliedskörperschaft gegenüber dem Verband wirksam.

(4) Zur Finanz- und Vermögensauseinandersetzung bei Austrittsvereinbarung oder Kündigung legt die Verbandsordnung die allgemeinen Regeln fest. Diese hat einen angemessenen Ausgleich zwischen den Interessen der verbleibenden Mitglieder und den Interessen des ausscheidenden Mitglieds zu gewährleisten.

Erstmals ist also eine Kündigung bis spätestens 20. Oktober 2008 zum 20. Oktober 2009 möglich, danach jeweils im ersten Jahr einer Wahlperiode zum Ende der darauf folgenden, also nächstmalig bis spätestens Herbst 2010 mit Wirkung zum Herbst 2019. Gemäß § 3 Abs. 2 des RVR-Gesetzes ist eine Vereinbarung über einen Austritt jedoch auch zum Ende jeder Wahlperiode möglich.

Festzustellen ist, dass die Kündigung der Mitgliedschaft einer Mehrheit von zwei Dritteln des Kreistages bedarf. Notwendig ist auch eine Finanz- und Vermögensregelung, der der Innenminister zustimmen muss, da die Wirksamkeit der Kündigung der Zustimmung des Innenministeriums bedarf.

Die allgemeinen Regeln der Finanz- und Vermögensauseinandersetzung sollen in der Verbandsordnung festgelegt werden. Dies ist nach Auskunft der Regionalverbandsleitung bisher jedoch nicht geschehen, es wird jedoch derzeit an einer solchen Regelung gearbeitet. Sofern die Regelung nicht rechtzeitig vorgelegt wird, ist davon auszugehen, dass die Regularien ebenfalls der Zustimmung des Innenministers bedürfen, jedoch sonst Verhandlungssache sind. 

Regelungsbedürftig sind z.B.

· Mögliche Forderungen des RVR zur Übernahme von Personal.

· Der Anteil des Kreises am RVR-Vermögen.

· Das Vermögen des RVR im Kreis Wesel.

· Eventuelle Ausgleichszahlungen des Kreises.

· Die Trägerschaft für Einrichtungen des RVR im Kreis.

· Die mögliche weitere Inanspruchnahme raumrelevanter Daten bzw. der Kartographie einschließlich der Luftbilder. 

· Die weitere Nutzung der Angebote der Wirtschafts- und Tourismusförderung und des regionalen Standortmarketings.

Dagegen stehen mögliche Einsparungen der Kosten des Kreises aus der Umlage. Sie betrug im Jahr 2006 rd. 2,8 Mio €, im Jahr 2007 rd. 3,1 Mio €. Der Anteil der Stadt Moers beträgt rd. 0,7 Mio € für 2006 und rd. 0,8 Mio. € für 2007.
3. Regionalpolitische Einschätzung

Die Diskussion um den Austritt des Kreises Wesel aus dem Regionalverband Ruhrgebiet wird derzeit auf der Basis verschiedener Fragestellungen geführt.

Zum Einen wird die Frage diskutiert ob der Kreis Wesel zum Ruhrgebiet oder zum Niederrhein gehört. 

Dies ist aber nicht die Frage, die es zu entscheiden gilt! Vielmehr geht es um eine regionalpolitische Entscheidung. 

Der Kreis Wesel ist unbestritten Teil des Niederrheins -aber das Ruhrgebiet ist nicht Gegensatz hierzu. 

Auch die Stadt Duisburg z.B. gehört zur "landschaftlichen oder geographischen Region Niederrhein", ist aber gleichwohl Teil der "Wirtschaftsregion Ruhrgebiet". 

Dortmund gehört zu Westfalen, ist aber genauso Teil des Ruhrgebiets.
Hier liegt also kein Grund vor, zwischen diesen Kategorien zu entscheiden. Das Ruhrgebiet besteht aus den verschiedensten landschaftliche Einheiten vom Niederrhein bis Westfalen. 

Bei der regionalpolitischen Diskussion um einen Austritt aus dem Regionalverband sollte man sich an den Kategorien der räumlichen Ordnung, also der Zuordnung zu raumwirtschaftlichen Einheiten und Strukturen orientieren, die eher die Realität der Verflechtungen von Kommunen, also die realen Funktions- und Aktionsräume widerspiegeln. 

Raumstrukturell bilden große Teile des Kreises Wesel die Ballungsrandzone des westlichen Ruhrgebiets. Dies ist kein theoretisches Modell, sondern manifestiert sich in konkreten Zahlen der Verflechtungen innerhalb der Teilregionen, so z.B. bei den Pendlerzahlen, bei den Zu- und Wegzügen, beim Einkaufsverhalten, beim Verhältnis von "infrastruktureller Ausstattung zu Inanspruchnahme" usw.
Nicht ohne Grund ist auch die Stadt Moers z.B. in die Untersuchungen zum „Regionalen Einzelhandelskonzept westliches Ruhrgebiet“ einbezogen worden. 

(S. beigefügte Anlagen: Hauptorientierung des Kreises Wesel und der kreisangehörigen Kommunen.)
Fazit:

Fakt ist, dass der Kreis Wesel zu großen Teilen Ballungsrandzone ist. Das wird auch bei einem Austritt aus dem Regionalverband so bleiben, jedoch würde man die

administrativen Strukturen von den tatsächlichen Lebensverhältnissen und Verflechtungen trennen.

Zweiter Ansatzpunkt der Diskussion ist die Erwartung, dass als Grundlage für die Entscheidung im Kreistag eine Auflistung der zu erwartenden Leistungen des Regionalverbands vorgelegt und dem finanziellen Beitrag des Kreises gegenübergestellt wird. 

Diese rein monetäre Betrachtung eines raumordnungs- und regionalpolitischen Sachverhalts ist der Komplexität und Bedeutung der Entscheidung nicht angemessen und sollte nicht alleinige Entscheidungsgrundlage sein. 

Die Leistungen des RVR für die Region können sicherlich zu einem Teil monetarisiert 

werden, jedoch sind gerade in den letzten Jahren auch zahlreiche intangible Leistungen erbracht worden, so z. B. durch Werbe- und Marketingkampagnen, Beratungsleistungen oder Durchführung von Veranstaltungen in der Region. 

Fazit: 

Nicht die monetär zu berechnenden Leistungen des RVR für die Region sind den Kosten des Kreises (Beitrag) gegenüberzustellen, sondern der "Gesamtnutzen" einschließlich der "intangiblen Wirkungen". 

Als weiterer Aspekt ist die gegenwärtige Diskussion um die beabsichtigte Strukturreform der Landesverwaltung (hier der mittleren Ebene) in NRW zu beachten. Ein Austritt aus dem Regionalverband würde bei einer Reduzierung der Regierungsbezirke auf 3 (Westfalen, Rheinland, Ruhrgebiet), wie sie derzeit diskutiert wird, automatisch zu einer Orientierung zum Regierungsbezirk Rheinland führen. 

Der Bedeutung der Großstädte der Rheinschiene (Düsseldorf und Köln) entsprechend, käme der Kreis Wesel in eine absolute Randlage, die siedlungs- und wirtschaftsstrukturelle Entwicklung hier vor Ort wäre für den Gesamtraum eher unbedeutend, das unmittelbare Umfeld der Zentren würde einen weiteren Bedeutungszuwachs erhalten. 

Der größte Teil des Kreises Wesel ist und bleibt Ballungsrandzone des westlichen Ruhrgebiets, unabhängig von einer eventuellen Zuordnung zu einem Regierungsbezirk Rheinland. Die damit verbundene Trennung der administrativen

Strukturen von den realen Wirtschafts-, Siedlungs- und Raumstrukturen hätte für den Kreis und insbesondere für die Stadt Moers negative Folgen.

Gleiches gilt bei einer dazugehörigen Diskussion um die "Region NiederRhein", die dem Kammerbezirk der Niederrheinischen IHK entspricht. 

Die stärksten wirtschaftliche Verflechtungen des Kreises Wesel bestehen mit dem Oberzentrum Duisburg bzw. dem westlichen Ruhrgebiet. Der ehemalige Hauptgeschäftsführer der Niederrheinischen IHK, Reitzig, kommentiert dies bereits 2004 wie folgt: 

"Die im Kreis Kleve in Gang gekommene Diskussion um den Neuzuschnitt der Region ist überflüssig." 

"Eine Abkehr von der Verbundenheit Duisburgs und der Kreise Wesel und Kleve würde den Standort ... schwächen." 

"Ein besonderer Vorteil der Region NiederRhein ... ist beispielsweise ihre 

strukturelle Vielfalt, die mit einem hohen Grad interner funktionaler Verflochtenheit 

und Entwicklungsstabilität korrespondiert. Am Niederrhein fügen sich die unterschiedlichen Teilräume sinnvoll in die Gesamtregion ein." 

"Vor diesem Hintergrund macht es ... keinen Sinn, die bestehende Zusammenarbeit am Niederrhein in Frage zu stellen und Zeit mit Diskussionen über neue Gebietszuschnitte zu verlieren." 

Der Zuschnitt der Region und des Kammerbezirks sind bewusst so gewählt worden, da man in dieser Region den unschätzbaren Vorteil hat, den gesamten Aufgabenbereich einer Verflechtungsregion, von den "Kern"aufgaben bis zu den Ergänzungsfunktionen im Focus zu haben.
Bereits im "Regionalen Entwicklungskonzept" von 1993 wird hierzu ausgeführt: 

"Für die Entwicklung einer Region ist eine interne Strukturvielfalt ... keineswegs ungünstig, da sie in der Regel mit einem höheren Grad interner funktionaler Verflochtenheit und einer größeren Entwicklungsstabilität korrespondiert." (REK, S.4) 

Fazit: 

Eine Trennung des Oberzentralen Einzugsbereichs vom Oberzentrum ist unter regionalpolitischen Gesichtspunkten als kritisch anzusehen. 

Unbestritten ist eine erfolgreiche internationale Präsentation eines Wirtschaftsstandortes nicht allein durch eine einzelne Kommune oder einen Kreis möglich. Im Wettbewerb können sich mit Ausnahme der Metropolen nur Regionen aussichtsreich platzieren. Daher ist für den Fall der Loslösung vom Ruhrgebiet eine Alternative zur bisherigen Zusammenarbeit zu suchen. Hier wird oft die „Standort Niederrhein“, ein Zusammenschluss der Städte Krefeld und Mönchengladbach, sowie der Kreise Neuss und Viersen genannt. Diese Region will bei der Standortvermarktung zukünftig noch enger zusammenarbeiten. Sie reicht im Süden bis an die Stadt Köln heran. Neuerdings hat auch der Kreis Kleve eine Zusammenarbeit mit der „Standort Niederrhein“ im Bereich der Wirtschaftsförderung beschlossen.

Die regional- und strukturpolitischen Verflechtungsdaten sind jedoch im Verhältnis zum westlichen Ruhrgebiet als „marginal“ zu bezeichnen.

4. Leistungen des RVR für Moers

Leistungen des RVR für die Stadt Moers und die Region wurden und werden auf verschiedensten Handlungsfeldern erbracht: 

Wirtschaftsförderung: 

· Gewerbeflächen- und Immobilienangebote über "Ruhrsite.de", das Internet-Portal des RVR, inklusive Flächenbeschreibungen, Kartographie und Realnutzungskartierungen (s. "Service"), 

· Überregionale Anfragen über die Wirtschaftsförderung „metropoleruhr“ (100%-Tochter des RVR), 

· Imagekampagnen.

Freizeit und Erholung: 

· Verbandsgrünflächenverzeichnis, 

· Pflege und Unterhaltung von Wald und Bergehalden im Eigentum des RVR (Pattberg mit ca.48 ha, Halde Rheinpreussen mit ca. 52 ha, Baerler Busch und Waldsee mit ca. 60 ha),

· Route der Industriekultur, Kulturkalender, Kulturinformationssystem Ruhr.

Service: 

· Regionalanalysen, Rauminformationen

· Geodatenserver (Karten, Luftbilder), Stadtplanwerk (auch auf der Internet-Seite der Stadt), 

· Statistiken, Informationen, Literatur, Regionalkunde,

· Atlas Gewerbe- und Industriestandorte „AGIS“

· Kommunalfinanzberichte 

· Organisation von Veranstaltungen. 

Planung:

· Klimaanalyse 

· Rahmenplanung Landschaftspark NiederRhein, 

· Bewerbung zur "Regionale 2006", 

· Freizeitzielplan mit Bäderkonzept, 

· Planungsworkshop Halde Pattberg 

· Konzept Regionale Freiraumkorridore und gemeinsamer Flächenpool für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, 

· Organisation und Teilnahme bei Planergesprächen und bei den Sitzungen der Begleitarbeitskreise des Projektes Landschaftspark.

Projektumsetzung : 

· Wegebau und Grünpflege Pattberg, Planung und Förderantrag Pattberg, 

· Planung, Förderantrag und Bau Kunstwerk Halde Rheinpreußen, 

· Begleitung der Besprechungen zum Jungbornpark und zum Schloß- und Freizeitpark. 

Die Aufgabenstruktur des Regionalverbandes stellt sich nach RVR-Gesetz 2004 (§4)  wie folgt dar:

1.Pflicht: 

· Erstellen von Masterplänen 

· Emscher Landschaftspark 

· Route der Industriekultur 

· Verbandsgrünflächen 

· Regionale Wirtschaftsförderung 

· Regionales Standortmarketing 

· Tourismusförderung 

· Öffentlichkeitsarbeit 

· Raumbeobachtung (Analyse und Bewertung von Daten) 

2. Kann: 

· Regionale Kultur- und Sportprojekte Kartographie 

· Beteiligung an Freizeitanlagen 

3. Kann auf Antrag: 

· Abfallentsorgung 

· Landschaftspläne, Landschaftsentwicklung und –pflege,

· Betreuung von Schutzgebieten 

4. Kann gegen Entgelt: 

· Kommunale Tätigkeiten bei Kultur, Sport, Entwicklung, Vermarktung, Planung. 

Ballhaus

Bürgermeister
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